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Vorwort

Neben den zahlreichen materiell-rechtlichen Problemen im Amts-, Staatshaftungs- 
und Entschädigungsrecht als Fallrecht mit weit mehr als 50 ganz unterschiedlich 
ausgeformten Anspruchsgrundlagen tauchen immer wieder verfahrens- und 
prozessrechtliche Fragestellungen auf, die mitunter bereits auf der Zulässigkeits-
stufe wie auch bei der Begründetheit zu vermeidbaren Abweisungen von ansonsten 
begründeten Klagen führen. Durch die regelmäßig anzutreffende Prozesssituation 
bedingt, dominiert bei der nachfolgenden Darstellung die Sicht und Interessenlage 
des geschädigten Bürgers. Aktivprozesse der öffentlichen Hand (Bund, Land und 
Kommunen) sind eher die Ausnahme und werden in ihren Besonderheiten gegen 
Ende (in Kap. „Weitere Besonderheiten bei Verfahren der öffentlichen Hand  – 
Aktiv- und Passivprozesse“) dargestellt werden. Damit stehen die Fragen zur Zu-
lässigkeit, dem gewollten Klageziel und Anspruchsinhalt und dem richtigen Rechts-
weg, einzuhaltende Fristen und Vorverfahren im Vordergrund. Hier findet sich auch 
ein gedrängter Überblick zu den relevanten Anspruchsgrundlagen im Amts-, Staats-
haftungs- und auch im Entschädigungsrecht. Gefolgt werden die Probleme in der 
Beratungssituation von Fragen rund um die Klageerhebung und im Verfahren mit 
den sich daran anschließenden Problemfeldern zu Rechtsmittel und Vollstreckung.

Die wichtigsten Problemfelder werden nachfolgend ablauf- und prozessorientiert 
dargestellt. Dabei werden diese mit bereits vorliegenden  – meist höchstrichter-
lichen – Entscheidungen verdeutlicht. Es ist auch darauf hinzuweisen, dass dieser 
Haftungsbereich „seiner Natur nach offenbar ein geborenes Anwendungsfeld für 
case law “ ist.1

Schon jetzt ist darauf hinzuweisen, dass materielles Recht und Prozessrecht ge-
rade in diesem Haftungsbereich miteinander verschränkt sind und auch die nach-
folgenden Ausführungen wie auch die anwaltliche Beratung stets diese Bezüge mit-
berücksichtigen müssen.2

Zunächst wird mit dem Mandanten zu klären sein, welches Ziel er verfolgen 
möchte. Benötigt er die bislang abgelehnte Baugenehmigung oder verlangt er 
Schadensersatz nach deren rechtskräftiger Ablehnung? Begehrt er Ersatz für Ver-
zögerungen in gerichtlichen Verfahren oder möchte er Schadensersatz wegen eines 

1 Ossenbühl/Cornils S. 5
2 So auch Schlick (2010, S. 1484).
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rechtswidrig verzögerten Zuschlags in einem Zwangsversteigerungsverfahren mit 
unzutreffendem Wertgutachten? Bereits auf dieser Stufe finden die entscheidenden 
Weichenstellungen zu Rechtsweg, Anspruchsvoraussetzungen und zum richtigen 
Prozessverhalten (u.  a. Vorverfahren, Darlegungslast) statt. Dabei sind bereits in 
diesem frühen Stadium der Entwicklung einer rechtlichen Auseinandersetzung 
Fragen der Anspruchsgrundlagen häufig mit unterschiedlichen Rechtsweg-
zuweisungen,3 vorrangige Rechtsschutzmöglichkeiten,4 Zulässigkeitsvorausset
zungen einzelner Anspruchsgrundlagen5 sowie die oft nicht unproblematische 
Verantwortlichkeit (Passivlegitimation) zu berücksichtigen.

Die nachfolgenden Ausführungen decken sicherlich nicht jedes Einzelfall-
problem in verfahrensrechtlicher Hinsicht ab. Sie wenden sich in erster Linie auch 
an die Kolleginnen und Kollegen, die nicht ständig mit dieser anspruchsvollen 
Rechtsmaterie befasst sind. Die Darstellung orientiert sich an den in der rechts-
anwaltlichen Beratungspraxis und der forensischen Realität schwerpunktmäßig auf-
tretenden Problemfeldern, die auch zum großen Teil ihren Niederschlag in den 
nachfolgend dargestellten, zitierten und in Leitsätzen geordneten Entscheidungen 
von BGH und Obergerichten gefunden haben.6 Die Ausführungen sollen ermög-
lichen, Fehler mit den sich hieraus ergebenden Problemen zu vermeiden, den Man-
danten zielgerichtet und effektiv zu beraten und so auch die bestehenden Risiken 
einzuschätzen und dementsprechend zu minimieren. Sicherlich bestehen neben den 
dargestellten zahlreiche weitere Problemfelder auf den genannten Rechtsfeldern. 
Insoweit beschränken sich nachfolgende Ausführungen auf eine von den Autoren 
auch auf Grundlage der Erfahrungen in zahlreichen Fortbildungsveranstaltungen 
bewusst gewählte Auswahl nach Relevanz unter Berücksichtigung vorliegender 
Entscheidungen.

Für Anregungen und Hinweise aus dem Kreis der Nutzer dieses Buches sind wir, 
die Autoren, sehr aufgeschlossen und dankbar.

� Dr. Peter Itzel  
 � Karin Schwall  
 � Prof. Dr. Bernd Rohlfing   

3 S.  Impfschäden sowie Ansprüche nach dem Tiergesundheitsgesetz in Verbindung mit Amts-
haftungsansprüchen – näher dazu unten Rn. 59 f., 61, 88 ff., 92 f.
4 Z. B. in Planfeststellungsverfahren, näher dazu unten Rn. 18 ff.
5 Z. B. § 839 Abs. 1 Satz 2, Abs. 3 BGB.
6 S. insb. auch unten „Wichtige Entscheidungen in Leitsätzen“ (im Anhang).

Koblenz, Deutschland,

Oktober 2022
Göttingen, Deutschland
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